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Präambel 

Die WohnWerk Alpenerstraße eG ist eine Gründung von Mitgliedern des seit dem Jahr 2021 
bei dem Amtsgericht Köln eingetragenen Vereins WohnWerk Cologne e.V.  

Genossenschaft und Verein verfolgen das Ziel der Schaffung eines inklusiven, gemeinschaftlich 
organisierten und nachhaltigen Wohn- und Lebensraums in Köln. Die Genossenschaft ist Inha-
berin eines Erbbaurechts an dem städtischen Grundstück Alpenerstraße 4-6 in Köln-Ehrenfeld. 
Dort schafft und bewirtschaftet sie Wohn- und Gewerbeflächen. 

Folgende Zielsetzungen stehen bei der Verwirklichung und Bewirtschaftung des am Standort 
Alpenerstraße 4-6 geplanten Wohn- und Lebensraums im Vordergrund: 

- Schaffung und Bewirtschaftung von langfristig preisgünstigem frei finanziertem und 
öffentlich gefördertem, auch studentischem, Wohnraum und von gewerblich nutzba-
ren Flächen in Abstimmung mit der Stadt Köln als Eigentümerin des Grundstücks; 

- Energieeffiziente Architektur und klimaschonendes Bauen unter Einsatz nachhaltiger 
Materialien und erneuerbarer Energien, begrenzter Versiegelung, Förderung von Bio-
diversität, zum Beispiel durch begrünte Dächer und Fassaden, naturnahe Außenräume 
und Lebensräume für Pflanzen und Tiere; 

- Inklusion im Sinne eines Zusammenlebens in gleichberechtigter Teilhabe ungeachtet 
individueller Unterschiede wie Geschlecht, Alter, ethnische Herkunft, Religion, Bil-
dung, Gesundheit, Vermögen oder Einkommen mit einem besonderen Schwerpunkt 
auf der Inklusion von Menschen mit Behinderung; 

- Kunst, Kultur und Begegnung durch Förderung eines lebendigen Miteinanders von Be-
wohnerinnen/Bewohnern und Gewerbetreibenden durch gemeinschaftliche Projekte, 
der Gestaltung von Interaktionsräumen sowie Kooperationen mit kulturellen und 
künstlerischen Initiativen; 

- Strategische Entwicklung des Ortes und Einbindung in das bestehende Quartier mit 
dem Ziel, einen lebendigen, durchlässigen und nachbarschaftlich vernetzten Ort zu 
schaffen, der Wohnen und Arbeiten, kulturelle und soziale Infrastruktur, Pflegeange-
bote und gemeinschaftliches leben eng miteinander verknüpft; 

- Gestaltung von größtmöglichen Freiräumen für eigenverantwortliches Handeln der 
Mitglieder durch gemeinschaftliche Selbstorganisation, transparente Beteiligungs-
strukturen und ein demokratisches Miteinander mit Elementen soziokratischer Ent-
scheidungsfindung, das individuelles Engagement und kollektive Verantwortung in 
Einklang bringt. 

Dies vorausgeschickt gibt die Wohnwerk Alpenerstraße eG sich folgende Satzung: 

I. Firma und Sitz der Genossenschaft 

§ 1 
Firma und Sitz der Genossenschaft 

(1) Die Genossenschaft heißt WohnWerk Alpenerstraße eG.  

(2) Sie hat ihren Sitz in Köln. 
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II. Gegenstand der Genossenschaft 

§ 2 
Zweck und Gegenstand der Genossenschaft 

(1) Zweck der Genossenschaft ist die Förderung ihrer Mitglieder durch eine gute, sichere und 
sozial verantwortbare sowie wirtschaftliche Versorgung mit Wohn-, Gewerbe- und sonsti-
gen Nutzflächen (zusammen „Flächen der Genossenschaft“). Insbesondere fördert die Ge-
nossenschaft inklusives gemeinschaftliches und selbstbestimmtes Wohnen und Arbeiten 
in dauerhaft gesicherten Verhältnissen. 

(2) Sie überlässt ihren Mitgliedern Flächen zu angemessen günstigen Nutzungsentgelten. 

(3) Bei der Bewirtschaftung werden Formen der Selbstverwaltung realisiert. Die Mitglieder, 
die Flächen der Genossenschaft nutzen, organisieren sich in Arbeitskreisen, verwalten die 
Liegenschaften und sind gegenüber der Genossenschaft verantwortlich. 

(4) Die Genossenschaft unterstützt ihre Mitglieder bei der gemeinschaftlichen Umsetzung so-
zialer und ökologischer Maßnahmen im Zusammenhang mit der Hausbewirtschaftung. 

(5) Die Genossenschaft kann Grundstücke und Immobilien erwerben, Gebäude für ihre Mit-
glieder errichten, modernisieren, Erbbaurechte erwerben und vergeben, Nutzungsver-
träge abschließen sowie Flächen bewirtschaften. Hierzu gehören Gemeinschaftsanlagen, 
Läden und Räume für Gewerbebetriebe, soziale, wirtschaftliche und kulturelle Einrichtun-
gen und Dienstleistungen. 

(6) Die Ausdehnung des Geschäftsbetriebes auf Nichtmitglieder ist zugelassen. 

(7) Die Genossenschaft kann sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben an anderen Unternehmen be-
teiligen. 

III. Mitgliedschaft 

§ 3 
Mitglieder 

(1) Mitglieder der Genossenschaft können werden: Natürliche Personen, Personengesell-
schaften sowie juristische Personen des privaten und öffentlichen Rechts, wenn sie die 
Voraussetzungen von Abs. 2 oder 3 erfüllen. 

(2) Ordentliche Mitglieder 

 Ordentliches Mitglied kann werden,  

a) wer Flächen der Genossenschaft für wohnliche, gewerbliche oder sonstige Zwecke 
nutzt oder nutzen will, oder 

b) an wessen Mitgliedschaft die Genossenschaft ein besonderes Interesse hat. 

(3) Investierende Mitglieder 

Wer die Voraussetzungen von Abs. 2 nicht oder nicht mehr erfüllt, kann vom Vorstand 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats als investierendes Mitglied aufgenommen werden bzw. 
seine Mitgliedschaft in eine investierende Mitgliedschaft wandeln. Investierende Mitglie-
der sind in der Mitgliederliste als solche zu kennzeichnen. 
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Investierende Mitglieder haben die gleichen Rechte wie die ordentlichen Mitglieder, so-
weit sich nicht aus dieser Satzung etwas Abweichendes ergibt. Investierende Mitglieder 
haben kein Stimmrecht in der Generalversammlung. Die Zahl der investierenden Mitglie-
der im Aufsichtsrat darf ein Viertel der Aufsichtsratsmitglieder nicht überschreiten. 

§ 4 
Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Zum Erwerb der ordentlichen Mitgliedschaft bedarf es einer unbedingten Beitrittserklä-
rung des Bewerbers/ der Bewerberin in Textform. 

(2) Zum Erwerb der investierenden Mitgliedschaft bedarf es einer unbedingten Erklärung des 
Bewerbers/ der Bewerberin in Textform, in der ausdrücklich der Beitritt als investierendes 
Mitglied zu erklären ist.  

(3) Über die Zulassung des Bewerbers/der Bewerberin beschließt der Vorstand der Genossen-
schaft. Dem Aufsichtsrat obliegt das Vorschlagsrecht, welches er nach Beratung mit einem 
dafür eingerichteten Arbeitskreis, wenn ein solcher eingerichtet ist, ausübt. Von Vorschlä-
gen des Aufsichtsrats darf der Vorstand nur aus wichtigem Grund abweichen.  

(4) Dem Bewerber/der Bewerberin sind vor Abgabe der Beitrittserklärung die Satzung, Infor-
mationen über ein etwaiges Eintrittsgeld sowie eine etwaige gemäß § 5 beschlossene Bei-
tragsordnung in der jeweils geltenden Fassung zur Verfügung zu stellen. Soweit die ge-
nannten Unterlagen auf der Internetseite der Genossenschaft abrufbar sind, reichen ein 
Hinweis hierauf und die Bestätigung des Bewerbers/der Bewerberin in der Beitrittserklä-
rung, die Unterlagen zur Kenntnis genommen zu haben, aus.  

§ 5 
Geschäftsanteile, Eintrittsgeld und sonstige Beitragszahlungen 

(1) Jedes Mitglied ist zur Übernahme eines oder mehrerer Geschäftsanteile verpflichtet; Ein-
zelheiten sind in Abschnitt V. dieser Satzung geregelt. 

(2) Die Generalversammlung kann beschließen, dass von neuen Mitgliedern ein Eintrittsgeld 
erhoben wird.  

(3) Die Generalversammlung kann beschließen, dass die Mitglieder neben der Verpflichtung 
zur Zahlung der Nutzungsentgelte (§ 15) zur Zahlung eines weiteren laufenden Beitrags bis 
zur Höhe von 1.000 € pro Jahr an die Genossenschaft verpflichtet sind, um Leistungen zu 
decken, welche die Genossenschaft den Mitgliedern erbringt oder zur Verfügung stellt. 
Der Beitrag wird jeweils zum Jahresanfang bzw. bei unterjährigem Beitritt pro rata tempo-
ris mit der Wirksamkeit des Beitritts fällig. Die Höhe der Beiträge, das Erhebungsverfahren 
sowie mögliche Ausnahmen von der Zahlungspflicht für investierende Mitglieder sind in 
einer Beitragsordnung zu regeln, die von der Generalversammlung beschlossen wird. 

§ 6 
Beendigung der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft endet durch 

a) Kündigung der Mitgliedschaft, 

b) Übertragung des gesamten Geschäftsguthabens, 

c) Tod des Mitgliedes, 
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d) Auflösung oder Erlöschen einer juristischen Person oder einer Personengesellschaft, 

e) Ausschluss eines Mitgliedes aus der Genossenschaft. 

§ 7 
Kündigung der Mitgliedschaft 

(1) Das Mitglied hat das Recht, unter Einhaltung einer Frist von zwei Jahren zum Schluss des 
Geschäftsjahres durch Kündigung seinen Austritt aus der Genossenschaft zu erklären (or-
dentliche Kündigung). Die Kündigung muss schriftlich erklärt werden.  

(2) Das Recht jedes Mitglieds, seine Mitgliedschaft nach den gesetzlichen Bestimmungen au-
ßerordentlich zu kündigen, bleibt unberührt.  

§ 8 
Übertragung des Geschäftsguthabens 

(1) Ein Mitglied kann jederzeit, auch im Laufe des Geschäftsjahres, sein Geschäftsguthaben 
durch schriftliche Vereinbarung auf ein anderes Mitglied übertragen und hierdurch aus 
der Genossenschaft ohne Auseinandersetzung ausscheiden, sofern der Erwerber/die Er-
werberin bereits Mitglied ist oder Mitglied wird. Die Übertragung bedarf der Zustimmung 
des Vorstands; für die Zustimmung sowie für die infolge einer Übertragung gemäß § 8 
Abs. 3 erforderlich werdende Übernahme weiterer Geschäftsanteile durch den Erwer-
ber/die Erwerberin gilt § 4 Abs. 3 entsprechend.  

(2) Ein Mitglied kann das eigene Geschäftsguthaben, ohne aus der Genossenschaft auszu-
scheiden, teilweise übertragen und hierdurch die Anzahl der eigenen Geschäftsanteile 
verringern, soweit es nicht nach einer Vereinbarung mit der Genossenschaft zur Beteili-
gung mit mehreren Geschäftsanteilen verpflichtet ist oder die Beteiligung mit mehreren 
Geschäftsanteilen Voraussetzung für eine vom Mitglied in Anspruch genommene Leistung 
der Genossenschaft ist. 

(3) Für Neumitglieder gilt § 5 Abs. 2. Ist der/die Erwerber/in bereits Mitglied, so ist das Ge-
schäftsguthaben des ausgeschiedenen oder übertragenden Mitgliedes dem Geschäfts-
guthaben zuzuschreiben. Wird durch die Zuschreibung der Betrag der bisher übernom-
menen Geschäftsanteile überschritten, so hat der/die Erwerber/in entsprechend der 
Höhe des neuen Geschäftsguthabens einen oder mehrere Geschäftsanteile zu überneh-
men. 

§ 9 
Todesfall, Insolvenz 

(1) Stirbt ein Mitglied, so geht die Mitgliedschaft bis zum Schluss des Geschäftsjahres, in dem 
der Erbfall eingetreten ist, auf die Erbberechtigten über. Sie endet mit dem Schluss des 
Geschäftsjahres, in dem der Erbfall eingetreten ist. Mehrere Erbberechtigte können ihr 
Stimmrecht in dieser Zeit nur durch einen gemeinschaftlichen Vertreter oder eine gemein-
schaftliche Vertreterin ausüben. 

(2) Wird über das Vermögen eines Mitglieds ein Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröff-
nung eines Insolvenzverfahrens mangels Masse abgelehnt, so endet die Mitgliedschaft mit 
dem Schluss des Geschäftsjahres, in dem das Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröff-
nung mangels Masse abgelehnt wurde. 
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§ 10 
Beendigung der Mitgliedschaft durch Auflösung oder Erlöschen einer 

juristischen Person oder Personengesellschaft 

Wird eine juristische Person oder eine Personengesellschaft aufgelöst oder erlischt sie, so en-
det die Mitgliedschaft mit dem Schluss des Geschäftsjahres, in dem die Auflösung oder das 
Erlöschen wirksam geworden ist. Führt die Auflösung oder das Erlöschen zu einer Gesamt-
rechtsnachfolge, wird die Mitgliedschaft bis zum Schluss des Geschäftsjahres durch den Ge-
samtrechtsnachfolger fortgesetzt. 

§ 11 
Ausschluss eines Mitgliedes 

(1) Ein Mitglied kann zum Ende des Geschäftsjahres aus der Genossenschaft ausgeschlossen 
werden, 

a) wenn es durch ein genossenschaftswidriges Verhalten schuldhaft oder unzumutbar 
das Ansehen oder die wirtschaftlichen Belange der Genossenschaft oder ihrer Mit-
glieder schädigt oder zu schädigen versucht; 

b) wenn es trotz schriftlicher Aufforderung unter Androhung des Ausschlusses den sat-
zungsmäßigen oder sonstigen der Genossenschaft gegenüber bestehenden Ver-
pflichtungen, insbesondere seinen Zahlungsverpflichtungen, nicht nachkommt. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn die Gefahr einer erheblichen Beeinträchtigung der Ge-
nossenschaft besteht; 

c) wenn es unbekannt verzogen ist oder sein Aufenthalt länger als sechs Monate unbe-
kannt ist. 

(2) Der Ausschluss erfolgt durch gemeinsamen Beschluss von Vorstand und Aufsichtsrat. 
Dem nach Abs. 1 lit. a und b auszuschließenden Mitglied ist vorher die Möglichkeit zu 
geben, sich zu dem beabsichtigten Ausschluss und seinen Gründen zu äußern. 

(3) Der Ausschließungsbeschluss ist dem ausgeschlossenen Mitglied unverzüglich vom Vor-
stand durch einen eingeschriebenen Brief mitzuteilen. Von dem Zeitpunkt der Absendung 
desselben an verliert das Mitglied das Recht auf Teilnahme an der Generalversammlung 
sowie seine Mitgliedschaft in Vorstand und Aufsichtsrat. 

(4) Der/die Ausgeschlossene kann innerhalb eines Monats nach Eingang des Ausschließungs-
beschlusses durch einen an den Vorstand gerichteten eingeschriebenen Brief gegen den 
Ausschluss Berufung einlegen. 

(5) Über die Berufung entscheidet die Generalversammlung abschließend. 

(6) In dem Verfahren vor der Generalversammlung müssen die Beteiligten eine Gelegenheit 
zur Stellungnahme erhalten. Die Generalversammlung entscheidet mit Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen. Der Beschluss ist den Beteiligten in der Form des Abs. 3 Satz 1 mit-
zuteilen. 

(7) Ein Mitglied des Vorstands oder des Aufsichtsrats kann erst ausgeschlossen werden, wenn 
die Generalversammlung den Widerruf der Bestellung oder die Abberufung (§ 34 Abs. 2 
lit. h) beschlossen hat. 
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(8) Wird ein Mitglied aufgrund der Nichterreichbarkeit unter seiner Anschrift ausgeschlossen 
(Abs. 1 lit. c), genügt für die Mitteilung des Ausschließungsbeschlusses die Bekanntma-
chung des Beschlusses auf der Internetseite der Genossenschaft. 

§ 12 
Auseinandersetzung 

(1) Mit der/dem Ausgeschiedenen hat sich die Genossenschaft auseinanderzusetzen. Maßge-
bend ist der Jahresabschluss, der für das Geschäftsjahr, zu dessen Ende das Mitglied aus-
geschieden ist, festgestellt worden ist (§ 34 Abs. 2 lit. a). 

(2) Die/der Ausgeschiedene kann lediglich als Auseinandersetzungsguthaben das eigene Ge-
schäftsguthaben (§ 17 Abs. 8), nicht auch den eigenen Anteil an den Rücklagen und dem 
sonstigen Vermögen der Genossenschaft verlangen. Verlustvorträge sind nach dem Ver-
hältnis der Geschäftsanteile zu berücksichtigen. 

(3) Das Auseinandersetzungsguthaben ist dem/der Ausgeschiedenen, vorbehaltlich der Rege-
lung in § 12 Abs. 7 der Satzung, binnen sechs Monaten seit dem Ende des Geschäftsjahres, 
zu dem das Ausscheiden erfolgt ist, auszuzahlen. Die/der Ausgeschiedene kann die Aus-
zahlung nicht vor Ablauf von sechs Monaten nach seinem Ausscheiden und nicht vor Fest-
stellung der Bilanz verlangen. Soweit die Feststellung der Bilanz erst nach Ablauf von sechs 
Monaten nach Ausscheiden des Mitgliedes erfolgt, ist das Auseinandersetzungsguthaben 
von Beginn des siebten Monats an mit dem gesetzlichen Zinssatz (§ 246 BGB) zu verzinsen. 
Der Anspruch des Mitgliedes auf Auszahlung verjährt nach den gesetzlichen Bestimmun-
gen. 

(4) Die Abtretung und die Verpfändung des Auseinandersetzungsguthabens an Dritte sind un-
zulässig und der Genossenschaft gegenüber unwirksam. Der Vorstand kann Ausnahmen 
zulassen.  

(5) Eine Aufrechnung des Auseinandersetzungsguthabens durch das Mitglied gegen Ansprü-
che der Genossenschaft ist nur gestattet, wenn und soweit die Zahlungsverpflichtung der 
Genossenschaft rechtskräftig festgestellt ist. 

(6) Die Genossenschaft ist berechtigt, bei der Auseinandersetzung die ihr gegen das ausge-
schiedene Mitglied zustehende fällige Forderung gegen das Auseinandersetzungsgutha-
ben aufzurechnen. Der Genossenschaft haftet das Auseinandersetzungsguthaben des Mit-
gliedes für einen etwaigen Ausfall, insbesondere im Insolvenzfall des Mitgliedes.  

(7) Bei der Auseinandersetzung gelten 90 % des Gesamtbetrages der Geschäftsguthaben am 
Schluss des für die Auseinandersetzung maßgeblichen Geschäftsjahres als Mindestkapital 
der Genossenschaft, das durch die Auszahlung des Auseinandersetzungsguthabens von 
Mitgliedern, die ausgeschieden sind oder einzelne Geschäftsanteile gekündigt haben, 
nicht unterschritten werden darf. Würde das Mindestkapital durch die Auszahlung des 
Auseinandersetzungsguthabens unterschritten, so ist die Auszahlung des das Mindestka-
pital unterschreitenden Betrages ausgesetzt. Das Auseinandersetzungsguthaben aller Zah-
lungsberechtigten wird anteilig gekürzt. Wird das Mindestkapital wieder überschritten, 
werden die ausgesetzten Auseinandersetzungsguthaben zur Auszahlung fällig. Die Auszah-
lung erfolgt dann jahrgangsweise zunächst an die Mitglieder, die am frühesten ausgeschie-
den sind oder einzelne Geschäftsanteile gekündigt haben, bis sie ihr Auseinandersetzungs-
guthaben vollständig erhalten haben.  
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IV. Rechte und Pflichten der Mitglieder 

§ 13 
Rechte der Mitglieder 

(1) Alle Mitglieder haben gleiche Rechte. Sie üben ihre Rechte in Angelegenheiten der Genos-
senschaft durch Beschlussfassung in der Generalversammlung aus. 

(2) Aus den Aufgaben der Genossenschaft ergibt sich insbesondere das Recht jedes Mitgliedes 
auf 

a) Versorgung mit Flächen der Genossenschaft gemäß § 14, 

b) Inanspruchnahme von Dienstleistungen und Einrichtungen der Genossenschaft nach 
den dafür getroffenen Bestimmungen sowie das Recht auf Teilnahme an sonstigen 
Vorteilen, die die Genossenschaft ihren Mitgliedern gewährt, nach Maßgabe der fol-
genden Satzungsbestimmungen und der dafür von der Generalversammlung beschlos-
senen Grundsätze. 

(3) Das Mitglied ist aufgrund der Mitgliedschaft vor allem berechtigt, 

a) weitere Geschäftsanteile zu übernehmen (§ 17 Abs. 3), 

b) das Stimmrecht in der Generalversammlung auszuüben oder an dieser teilzunehmen, 

c) in einer vom zehnten Teil der Mitglieder einzureichenden Eingabe in Textform die Ein-
berufung einer Generalversammlung oder die Ankündigung von Gegenständen zur Be-
schlussfassung in einer bereits einberufenen Generalversammlung, soweit diese zur 
Zuständigkeit der Generalversammlung gehören, zu fordern (§ 32 Abs. 3), 

d) Auskunft in der Generalversammlung zu verlangen, 

e) am Bilanzgewinn der Genossenschaft teilzunehmen (§ 41)  

f) das Geschäftsguthaben durch schriftliche Vereinbarung ganz oder teilweise auf eine:n 
andere:n zu übertragen (§ 8), 

g) den Austritt aus der Genossenschaft zu erklären (§ 7), 

h) nicht mitgliedschaftsbegründende Pflichtanteile nach Maßgabe von § 18 zu kündigen, 

i) die Zahlung des Auseinandersetzungsguthabens gemäß § 12 zu fordern,  

j) Einsicht in die Niederschrift über die Beschlüsse der Generalversammlung zu nehmen 
sowie auf eigene Kosten eine Abschrift des in der Geschäftsstelle ausgelegten Jahres-
abschlusses und des gegebenenfalls gesetzlich notwendigen Lageberichts (§ 53 GenG), 
zu fordern, 

k) die Mitgliederliste einzusehen, 

l) das zusammengefasste Ergebnis des Prüfungsberichts einzusehen. 

§ 14 
Recht auf Versorgung mit Flächen der Genossenschaft 

(1) Aus den Aufgaben der Genossenschaft ergibt sich insbesondere das Recht jedes Mitglieds 
auf 
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a) Nutzung von Flächen der Genossenschaft als Wohnraum, Gewerbefläche und in sons-
tiger Weise, sofern freie Flächen der Genossenschaft verfügbar sind; 

b) Benutzung von Einrichtungen der Genossenschaft nach den dafür getroffenen Bestim-
mungen, sowie das Recht auf Teilnahme an sonstigen Vorteilen, die die Genossen-
schaft ihren Mitgliedern gewährt. 

(2) Ein Anspruch des einzelnen Mitgliedes kann aus § 13 Abs. 2 und § 14 Abs. 1 nicht abgelei-
tet werden. 

§ 15 
Überlassung von Flächen der Genossenschaft 

(1) Die Überlassung von Flächen der Genossenschaft an Mitglieder begründet grundsätzlich 
ein dauerndes Nutzungsrecht des Mitgliedes. Für die Überlassung der Flächen entrichtet 
das Mitglied ein Nutzungsentgelt. 

(2) Das Nutzungsverhältnis an Flächen der Genossenschaft kann während des Bestehens der 
Mitgliedschaft nur unter den im Nutzungsvertrag festgesetzten oder den gesetzlichen Be-
dingungen beendet werden. 

§ 16 
Pflichten der Mitglieder 

(1) Aus der Mitgliedschaft ergibt sich die Verpflichtung, zur Aufbringung der von der Genos-
senschaft zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigten Eigenmittel beizutragen durch 

a) Übernahme von Geschäftsanteilen nach Maßgabe des § 17 und fristgemäße Zahlungen 
hierauf, 

b) Teilnahme am Verlust, 

c) Zahlung etwaiger Eintrittsgelder oder Beiträge gemäß Beschluss der Generalversamm-
lung (§ 5). 

(2) Das Mitglied ist verpflichtet, jede Änderung seiner Anschrift und seiner E-Mail-Adresse un-
verzüglich mitzuteilen. 

(3) Das Mitglied ist verpflichtet, für die Errichtung und Erhaltung des genossenschaftlichen 
Eigentums Gemeinschaftshilfe nach Maßgabe von Richtlinien zu leisten, die die General-
versammlung beschließt. 

(4) Für die Inanspruchnahme von Leistungen der Genossenschaft hat das Mitglied ein vom 
Vorstand nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Bewirtschaftung festgesetztes Entgelt 
zu entrichten und die getroffenen Vereinbarungen zu erfüllen. 

V. Geschäftsanteil, Geschäftsguthaben und Haftsumme 

§ 17 
Geschäftsanteile und Geschäftsguthaben 

(1) Ein Geschäftsanteil beträgt 250€. Er ist sofort in voller Höhe zu erbringen. 

(2) Ordentliche Mitglieder sind zur Übernahme von mindestens 40, investierende Mitglieder 
sind zur Übernahme mindestens eines Geschäftsanteils verpflichtet. Der bzw. die nach 
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Maßgabe dieses Absatzes zu übernehmende/n Geschäftsanteil/e wird/werden als „mit-
gliedschaftsbegründend/e Pflichtanteil/e“ bezeichnet.  

(3) Ein Mitglied kann sich mit insgesamt bis zu 1.200 Geschäftsanteilen, im Falle der Zustim-
mung der Generalversammlung auch mit bis zu 10.000 Geschäftsanteilen, an der Genos-
senschaft beteiligen. Mitgliedschaftsbegründende (Abs. 1) und nutzungsbezogene Pflicht-
anteile (Abs. 4) sind bei der Anwendung dieser Grenzen nicht einzurechnen. Ein Anspruch 
auf die Übernahme von Geschäftsanteilen besteht nicht. Voraussetzung für die Beteili-
gung mit weiteren Geschäftsanteilen ist, dass das Mitglied alle bereits übernommenen 
Geschäftsanteile vollständig eingezahlt hat. Auch weitere Geschäftsanteile sind sofort in 
voller Höhe zu erbringen. Der Vorstand kann Ratenzahlungen vereinbaren. 

(4) Die Generalversammlung hat eine Richtlinie zu beschließen („Verteilungsrichtlinie“), die 
die Überlassung von Flächen der Genossenschaft an Mitglieder von der Beteiligung mit 
weiteren Geschäftsanteilen („nutzungsbezogene Pflichtanteile“) abhängig macht. Die er-
forderliche Anzahl der nutzungsbezogenen Pflichtanteile kann sich je nach Förderung, 
Ausstattung, Größe und Lage der Flächen, nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit des 
Mitglieds sowie nach Zeitpunkt der Übernahme der nutzungsbezogenen Pflichtanteile 
oder der auf sie angerechneten weiteren Geschäftsanteile richten. Ist eine Verteilungs-
richtlinie aufgestellt, hat der Vorstand mit den Mitgliedern, denen Flächen der Genossen-
schaft zur Nutzung überlassen werden sollen, Vereinbarungen zu treffen, die diese zur 
Übernahme der nutzungsbezogenen Pflichtanteile gemäß Verteilungsrichtlinie verpflich-
ten. 

(5) Als nutzungsbezogene Pflichtanteile eines Mitglieds gelten auch Geschäftsanteile anderer 
Mitglieder, wenn und soweit diese anderen Mitglieder Geschäftsanteile gegenüber der 
Genossenschaft als solidarisch für das Mitglied gehaltene Anteile bezeichnet und auf ihr 
Recht auf Teilkündigung der Geschäftsanteile (§ 67b GenG) durch Vereinbarung mit der 
Genossenschaft für die Dauer der Nutzung der Flächen der Genossenschaft durch das an-
dere Mitglied unwiderruflich verzichtet haben („Solidaritätsanteile“). Solidaritätsanteile 
können auch in der Weise entstehen, dass ein Mitglied es durch Vereinbarung mit der 
Genossenschaft für eine festgelegte Dauer dem Ermessen von Vorstand und Aufsichtsrat 
überlässt, welchem Mitglied der Solidaritätsanteil als nutzungsbezogener Pflichtanteil zu-
gerechnet wird. Auch in diesem Fall muss das Mitglied durch Vereinbarung mit der Ge-
nossenschaft auf sein Recht auf Teilkündigung der Geschäftsanteile (§ 67b GenG) für die 
Dauer ihrer Funktion als nutzungsbezogener Pflichtanteil für die festgelegte Dauer unwi-
derruflich verzichtet haben. 

(6) Soweit ein Mitglied sich bereits mit weiteren Anteilen gemäß Abs. 3 beteiligt hat, können 
diese auf Antrag des Mitglieds auf die nutzungsbezogenen Pflichtanteile angerechnet 
werden.  

(7) Die Abtretung oder Verpfändung des Geschäftsguthabens an Dritte ist unzulässig und der 
Genossenschaft gegenüber unwirksam. Der Vorstand kann Ausnahmen zulassen. 

(8) Die Einzahlungen auf den Geschäftsanteil bzw. die Geschäftsanteile, vermehrt um zuge-
schriebene Gewinnanteile und vermindert um abgeschriebene Verlustanteile bilden das 
Geschäftsguthaben des Mitgliedes. 

(9) Die Mitglieder haben Anspruch auf die vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
beschlossene Rückvergütung.  
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§ 18 
Kündigung nicht mitgliedschaftsbegründender Pflichtanteile 

(1) Das Mitglied kann die Beteiligung mit Geschäftsanteilen, die nicht mitgliedschaftsbegrün-
dende Pflichtanteile sind, zum Schluss eines Geschäftsjahres durch schriftliche Erklärung 
kündigen, soweit es nicht nach einer Vereinbarung mit der Genossenschaft zur Beteiligung 
mit mehreren Geschäftsanteilen verpflichtet ist. Die Regelungen zu Form und Frist der 
Kündigung in § 7 Abs. 1 gelten sinngemäß. 

(2) Ein Mitglied, das einzelne Geschäftsanteile gekündigt hat, kann nur den Teil seines Ge-
schäftsguthabens beanspruchen, der die auf die verbleibenden Geschäftsanteile geleiste-
ten Einzahlungen, vermehrt um zugeschriebene Gewinnanteile, vermindert um abge-
schriebene Verlustanteile, übersteigt. Für die Ermittlung des auszuzahlenden Teils des Ge-
schäftsguthabens gilt § 12 sinngemäß. Soweit ein verbleibender Geschäftsanteil noch 
nicht voll eingezahlt ist, wird der auszahlungsfähige Teil des Geschäftsguthabens hiermit 
verrechnet. 

§ 19 
Nachschusspflicht 

Eine Nachschusspflicht besteht nicht.  

VI. Organe der Genossenschaft 

§ 20 
Organe 

(1) Organe der Genossenschaft sind 

a) Vorstand, 

b) Aufsichtsrat, 

c) Generalversammlung,  

d) als Arbeitskreise bezeichnete Beiräte, soweit solche nach den Bestimmungen dieser 
Satzung eingerichtet werden. 

(2) Die Organe der Genossenschaft sind verpflichtet, die Kosten des Geschäftsbetriebes nach 
den Grundsätzen einer ordnungsmäßigen Geschäftsführung leistungsbezogen auszurich-
ten. Sie sollen sowohl bei der gremieninternen Arbeit als auch in der Zusammenarbeit mit-
einander auf die Nutzung soziokratischer Elemente hinwirken. 

(3) Mitglieder des Vorstands, des Aufsichtsrats und der Arbeitskreise dürfen in Angelegenhei-
ten der Genossenschaft eine für sie gewinnbringende Tätigkeit nur ausüben, wenn Vor-
stand und Aufsichtsrat dies beschlossen haben. Die Betroffenen haben hierbei kein Stimm-
recht. 

(4) Mit Mitgliedern des Vorstands, des Aufsichtsrats und der Arbeitskreise dürfen Rechtsge-
schäfte im Geschäftsbereich der Genossenschaft nur nach vorheriger Zustimmung des 
Aufsichtsrats abgeschlossen werden. Die Betroffenen haben hierbei kein Stimmrecht. 

(5) Mitglieder des Vorstands, des Aufsichtsrats und der Arbeitskreise dürfen im Zusammen-
hang mit ihrer Tätigkeit weder für sich noch für andere Personen von Dritten Zuwendun-
gen oder sonstige Vorteile fordern oder annehmen oder Dritten ungerechtfertigte Vorteile 
gewähren.  



_________________________________________________________ 
WohnWerk Alpenerstraße eG | Satzung i. d. F. v. 08.02.2026 | Seite 14 

 

(6) Die Mitglieder von Vorstand und Aufsichtsrat und der Arbeitskreise sind dem Interesse der 
Genossenschaft verpflichtet. Sie dürfen bei ihren Entscheidungen weder persönliche Inte-
ressen verfolgen noch Geschäftschancen für sich nutzen, die der Genossenschaft zu-
stehen. Sie sind verpflichtet, dem Organ, dem sie angehören, Konflikte zwischen ihren ei-
genen Interessen und denen der Genossenschaft unverzüglich offenzulegen. 

(7) Alle Geschäfte zwischen der Genossenschaft einerseits und Mitgliedern des Vorstands, des 
Aufsichtsrats oder der Arbeitskreise oder Personen, die bei Anwendung von § 138 InsO auf 
sie als Schuldner ihnen nachstehende Personen wären, andererseits, haben den Standards 
zu entsprechen, die bei Geschäften zwischen fremden Dritten maßgeblich wären. Sie be-
dürfen der Zustimmung der Generalversammlung. 

§ 21 
Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Personen. Sie müssen Mitglieder der Genos-
senschaft und natürliche Personen sein. Gehören juristische Personen oder Personenge-
sellschaften der Genossenschaft an, können die zur Vertretung befugten Personen in den 
Vorstand bestellt werden. Die Zahl der investierenden Mitglieder im Vorstand darf ein 
Viertel der Mitglieder des Vorstands nicht überschreiten. 

(2) Die Generalversammlung wählt die Mitglieder des Vorstands mit einfacher Mehrheit. Ge-
wählt wird nach den Bestimmungen in § 33 Abs. 2-6. Die Amtszeit beträgt drei Jahre. Die 
Amtszeit endet mit Schluss der Generalversammlung, die über die Entlastung für das 
zweite Geschäftsjahr nach der Wahl beschließt. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem das 
Vorstandsmitglied gewählt wird, nicht mitgerechnet. Die Amtszeit des Gründungsvor-
stands beträgt 2 Jahre. Eine Wiederwahl ist zulässig. Die Bestellung kann vorzeitig nur 
durch die Generalversammlung widerrufen werden (§ 34 Abs. 2 lit. h). Treten Vorstands-
mitglieder von ihrem Amt zurück, entspricht die Amtszeit der nachgewählten Mitglieder 
der Amtszeit, die die zurückgetretenen Mitglieder noch gehabt hätten. 

(3) Der Aufsichtsrat kann Mitglieder des Vorstands bis zur Entscheidung durch die General-
versammlung vorläufig ihres Amtes entheben. Der Beschluss bedarf einer Mehrheit von 
drei Vierteln aller Mitglieder des Aufsichtsrats. Die Generalversammlung ist unverzüglich 
einzuberufen. Den vorläufig ihres Amtes enthobenen Mitgliedern des Vorstands ist in der 
Generalversammlung mündlich Gehör zu geben. 

(4) Anstellungsverträge mit Vorstandsmitgliedern sollen auf die Dauer der Bestellung abge-
schlossen werden. Sie können auch im Falle des Widerrufs der Bestellung als Vorstands-
mitglied nur aus wichtigem Grund gekündigt werden. 

(5) Bei ehrenamtlichen Vorstandsmitgliedern erlischt das Auftragsverhältnis mit dem Ablauf 
oder Widerruf der Bestellung. Sie können eine angemessene Aufwandsentschädigung er-
halten, über die die Generalversammlung bestimmt. 

(6) Für Sitzungen des Vorstands und die von ihm gefassten Beschlüsse sind alle Formen zuläs-
sig, in denen die Abhaltung einer Generalversammlung gemäß § 43b GenG zulässig ist. 

§ 22 
Leitung und Vertretung der Genossenschaft 

(1) Der Vorstand leitet die Genossenschaft unter eigener Verantwortung. Er hat nur solche 
Beschränkungen zu beachten, die Gesetz und Satzung festlegen.  
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(2) Der Vorstand hat insbesondere 

a) die Geschäfte entsprechend Zweck und Gegenstand der Genossenschaft ordnungsge-
mäß zu führen;  

b) die für den ordnungsgemäßen Geschäftsbetrieb notwendigen personellen, organisa-
torischen und sachlichen Maßnahmen rechtzeitig zu planen und durchzuführen;  

c) eine Geschäftsordnung nach Anhörung des Aufsichtsrats aufzustellen, die vom Vor-
stand einstimmig zu beschließen und von allen Vorstandsmitgliedern zu unterzeichnen 
ist; 

d) für eine ordnungsgemäße Buchführung und ein zweckdienliches Rechnungswesen zu 
sorgen;  

e) spätestens innerhalb von fünf Monaten nach Ende des Geschäftsjahres den Jahresab-
schluss und den Lagebericht, soweit dieser gesetzlich erforderlich ist, aufzustellen, 
dem Aufsichtsrat unverzüglich und sodann mit dessen Bemerkungen der Generalver-
sammlung zur Feststellung des Jahresabschlusses vorzulegen; 

f) für Geschäfte, deren Wert 50.000,00 € im Einzelfall übersteigt, die Zustimmung des 
Aufsichtsrats, und für Geschäfte, deren Wert 100.000,00 € im Einzelfall übersteigt, die 
Zustimmung der Generalversammlung, einzuholen; 

g) über die Zulassung des Mitgliedschaftserwerbs und über die Beteiligung mit weiteren 
Geschäftsanteilen zu entscheiden, sowie die Mitgliederliste nach Maßgabe des Genos-
senschaftsgesetzes zu führen, sowie für die ihm nach Genossenschaftsgesetz obliegen-
den Anmeldungen und Anzeigen Sorge zu tragen;  

h) dem gesetzlichen Prüfungsverband Einberufung, Termin, Tagesordnung und Anträge 
für die Generalversammlung rechtzeitig anzuzeigen;  

i) im Prüfungsbericht festgestellte Mängel abzustellen und dem gesetzlichen Prüfungs-
verband hierüber zu berichten;  

j) dem gesetzlichen Prüfungsverband von beabsichtigten Satzungsänderungen rechtzei-
tig Mitteilung zu machen. 

(3) Der Vorstand bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrats für Geschäfte, deren Wert 
50.000 € im Einzelfall übersteigt und der Zustimmung der Generalversammlung für Ge-
schäfte, deren Wert 100.000 € im Einzelfall übersteigt. Über eine Veränderung der Beträge 
beschließt die Generalversammlung per Satzungsänderung. 

(4) Die Genossenschaft wird vertreten durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit ei-
nem anderen Vorstandsmitglied. 

(5) Vorstandsmitglieder zeichnen für die Genossenschaft, indem sie der Firma der Genossen-
schaft oder der Benennung des Vorstands ihre Namensunterschrift beifügen. 

(6) Ist eine Willenserklärung gegenüber der Genossenschaft abzugeben, so genügt die Abgabe 
gegenüber einem Vorstandsmitglied. 

(7) Zur Gesamtvertretung befugte Vorstandsmitglieder können einzelne von ihnen zur Vor-
nahme bestimmter Geschäfte oder bestimmter Arten von Geschäften ermächtigen. 

(8) Soweit der Vorstand Dritte, z.B. Handlungsbevollmächtigte oder Prokuristen, bevollmäch-
tigt, im Namen der Genossenschaft zu handeln, hat er durch eine Vertretungs- und 
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Zeichnungsrichtlinie sicherzustellen, dass jede Entscheidung, Maßnahme oder Handlung, 
durch die die Genossenschaft eine Verpflichtung gegenüber Dritten eingeht, von zwei Ver-
tretungsberechtigten gemeinsam freigegeben wird (Vier-Augen-Prinzip). 

(9) Der Vorstand führt die Geschäfte der Genossenschaft aufgrund seiner Beschlüsse, die er 
einstimmig fassen soll. Falls eine einstimmige Beschlussfassung nicht möglich ist, werden 
die Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Er ist mit der Hälfte 
seiner Mitglieder beschlussfähig. Niederschriften über Beschlüsse sind von zwei Vorstän-
den zu unterschreiben. Die Vollständigkeit und Verfügbarkeit der Niederschriften sind si-
cherzustellen. 

(10) Die Mitglieder des Vorstandes sind berechtigt, an den Sitzungen des Aufsichtsrats teilzu-
nehmen, wenn nicht durch besonderen Beschluss des Aufsichtsrats die Teilnahme ausge-
schlossen wird. Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat auf Verlangen über die Angelegenhei-
ten der Genossenschaft zu berichten und in den Sitzungen des Aufsichtsrats, zu denen er 
geladen wird, Auskunft zu erteilen. 

§ 23 
Sorgfaltspflicht des Vorstands 

(1) Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer Geschäftsführung die Sorgfalt einer ordentlichen 
und gewissenhaften Geschäftsleitung einer Genossenschaft anzuwenden. Über vertrauli-
che Angaben und Geheimnisse der Genossenschaft, namentlich Betriebs- oder Geschäfts-
geheimnisse sowie die persönlichen Verhältnisse der Mitglieder der Genossenschaft, die 
ihnen durch die Tätigkeit im Vorstand bekannt geworden sind, haben sie auch nach Aus-
scheiden aus dem Amt Stillschweigen zu bewahren. 

(2) Vorstandsmitglieder, die ihre Pflichten verletzen, sind der Genossenschaft zum Ersatz des 
daraus entstehenden Schadens als Gesamtschuldner verpflichtet. Sie haben nachzuwei-
sen, dass sie die Sorgfalt einer ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleitung einer 
Genossenschaft angewandt haben. 

(3) Die Ersatzpflicht gegenüber der Genossenschaft tritt nicht ein, wenn die Handlung auf ei-
nem gesetzmäßigen Beschluss der Generalversammlung beruht. Die Ersatzpflicht wird da-
gegen nicht dadurch ausgeschlossen, dass der Aufsichtsrat die Handlung gebilligt hat. 

§ 24 
Aufsichtsrat 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Alle Mitglieder des Aufsichtsrats 
müssen persönlich Mitglied der Genossenschaft und natürliche Personen sein. Gehören 
juristische Personen oder Personengesellschaften der Genossenschaft an, können die zur 
Vertretung befugten Personen in den Aufsichtsrat gewählt werden.  

(2)  Folgende Mitglieder sind zur Benennung eines Mitglieds des Aufsichtsrats durch Erklärung 
gegenüber der Genossenschaft berechtigt (Entsendung gemäß § 36 Abs. 5 GenG): 

- WohnWerk Cologne e.V. 
- Kölner Studierendenwerk AöR 

(3) Die Anzahl der in den Aufsichtsrat entsandten Personen darf zusammen mit der Zahl der 
investierenden Mitglieder im Aufsichtsrat ein Drittel nicht überschreiten.  
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(4) Die Aufsichtsratsmitglieder werden von der Generalversammlung für drei Jahre gewählt. 
Die Amtszeit endet mit Schluss der Generalversammlung, die über die Entlastung für das 
zweite Geschäftsjahr nach der Wahl beschließt. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem das 
Aufsichtsratsmitglied gewählt wird, nicht mitgerechnet. 

(5) Die Wiederwahl ist zulässig. 

(6) Scheiden Mitglieder vorzeitig aus, obliegt die Wahl von Ersatzmitgliedern der Generalver-
sammlung. Die Ersatzwahl beschränkt sich auf die restliche Amtsdauer der Ausgeschiede-
nen. Der Vorstand ist über das Ausscheiden unverzüglich in Kenntnis zu setzen. Er hat die 
Mitglieder durch Bekanntmachung auf der Internetseite der Genossenschaft zu informie-
ren. Wird durch das Ausscheiden des Aufsichtsratsmitglieds die gesetzliche Mindestzahl 
von Aufsichtsratsmitgliedern unterschritten oder das gesetzlich vorgegebene Verhältnis 
von investierenden Mitgliedern zu ordentlichen Mitgliedern im Aufsichtsrat nicht gewahrt 
oder die gemäß Abs. 2 geltende Höchstanzahl entsandter Personen überschritten, hat der 
Vorstand eine außerordentliche Generalversammlung zwecks Vornahme einer Ersatzwahl 
einzuberufen. 

(7) Dauernd verhinderte Aufsichtsratsmitglieder sind durch die Generalversammlung abzube-
rufen und durch Wahl zu ersetzen. Sinkt die Zahl der Mitglieder des Aufsichtsrats unter die 
Mindestzahl (Abs. 1), so muss unverzüglich eine Generalversammlung einberufen werden, 
um Ersatzwahlen vorzunehmen. 

(8) Aufsichtsratsmitglieder können nicht zugleich Vorstandsmitglieder oder dauernde Vertre-
ter/innen von Vorstandsmitgliedern sein. Sie dürfen auch nicht in einem Arbeitsverhältnis 
zur Genossenschaft stehen. Nur für einen im Voraus begrenzten Zeitraum kann der Auf-
sichtsrat einzelne seiner Mitglieder zur Vertretung von verhinderten Vorstandsmitgliedern 
bestellen. In dieser Zeit und bis zur erteilten Entlastung wegen ihrer Tätigkeit im Vorstand 
dürfen sie keine Tätigkeit als Aufsichtsratsmitglied ausüben. 

(9) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte eine:n Vorsitzende:n, eine:n Schriftführer:in und 
ihre Stellvertreter:innen. Das gilt auch, soweit sich seine Zusammensetzung durch Wahlen 
nicht verändert hat. Beschlüsse des Aufsichtsrats werden von der/dem Vorsitzenden aus-
geführt. 

(10) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.  

(11) Der Aufsichtsrat ist ehrenamtlich tätig. 

§ 25 
Aufgaben des Aufsichtsrats 

(1) Der Aufsichtsrat hat den Vorstand in seiner Geschäftsführung zu fördern und zu überwa-
chen. Er beschließt über die nach § 22 Abs. 3 erforderlichen Zustimmungen. Die Rechte 
und Pflichten des Aufsichtsrats werden durch Gesetz und Satzung begrenzt.  

(2) Der Aufsichtsrat vertritt die Genossenschaft gegenüber den Vorstandsmitgliedern gericht-
lich und außergerichtlich. Über die Führung von Prozessen gegen Vorstandsmitglieder ent-
scheidet die Generalversammlung. 

(3) Der Aufsichtsrat kann vom Vorstand jederzeit Auskünfte über die Angelegenheiten der 
Genossenschaft verlangen. Ein einzelnes Aufsichtsratsmitglied kann Auskünfte nur an den 
gesamten Aufsichtsrat verlangen. Jedes Aufsichtsratsmitglied hat das Recht und die 
Pflicht, von den Vorlagen des Vorstands Kenntnis zu nehmen. 
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(4) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats hat den Inhalt des Prüfungsberichtes zur Kenntnis zu neh-
men. 

(5) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den ggf. erforderlichen Lagebericht und die Vor-
schläge des Vorstands für die Verwendung eines Jahresüberschusses oder die Deckung 
eines Jahresfehlbetrages zu prüfen und der Generalversammlung vor Feststellung des Jah-
resabschlusses Bericht zu erstatten. 

(6) Der Aufsichtsrat hat der Generalversammlung über seine Tätigkeit zu berichten. 

(7) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschüsse bestellen, insbesondere um seine Ver-
handlungen und Beschlüsse vorzubereiten oder um deren Ausführung zu überwachen. 

(8) Die Mitglieder des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse können ihre Obliegenheiten nicht 
anderen Personen übertragen. Der Aufsichtsrat kann sich zur Erfüllung seiner Überwa-
chungspflicht der Hilfe sachverständiger Dritter bedienen. 

§ 26 
Sorgfaltspflicht des Aufsichtsrats 

Für die Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der Aufsichtsratsmitglieder gilt § 23 sinnge-
mäß. 

§ 27 
Sitzungen des Aufsichtsrats 

(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrats sollen mindestens vierteljährlich stattfinden. Die Sitzungen 
werden von der/dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats einberufen und geleitet. Er entschei-
det über die Form der Abhaltung, zulässig sind alle Formen, in denen die Abhaltung einer 
Generalversammlung gemäß § 43b GenG zulässig ist. Als Sitzungen des Aufsichtsrats gel-
ten auch die gemeinsamen Sitzungen von Vorstand und Aufsichtsrat gemäß § 29. Die Ge-
schäftsordnung trifft die näheren Bestimmungen. 

(2) Der Aufsichtsrat soll den Vorstand in der Regel zu Aufsichtsratssitzungen einladen. Der 
Vorstand nimmt ohne Stimmrecht an den Sitzungen teil. 

(3) Der/die Vorsitzende des Aufsichtsrats muss den Aufsichtsrat unverzüglich einberufen, 
wenn ein Drittel der Mitglieder des Aufsichtsrats oder der Vorstand unter Angabe des 
Zwecks und der Gründe dies verlangen. 

(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder bei der Be-
schlussfassung anwesend ist. Er fasst seine Beschlüsse mit Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen; bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

(5) Schriftliche und auf elektronischem Weg getroffene Beschlussfassungen des Aufsichtsrats 
sind zulässig. 

(6) Über die Beschlüsse sind Niederschriften anzufertigen, die von der/dem Vorsitzenden und 
der/dem Schriftführenden zu unterschreiben sind. Die Vollständigkeit und Verfügbarkeit 
der Niederschriften sind sicherzustellen. 

(7) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden von der/dem Vorsitzenden ausgeführt. 
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§ 28 
Gegenstände der gemeinsamen Beratungen von Vorstand und Aufsichtsrat 

Vorstand und Aufsichtsrat beschließen nach gemeinsamer Beratung durch nach Organ ge-
trennte Abstimmung über: 

a) die Aufstellung des (Neu-) Bau- und Modernisierungsprogramms, 

b) alle Geschäfte, deren Wert 50.000,00 € im Einzelfall übersteigt, 

c) die Erteilung von Prokura, 

d) die Grundsätze für Nichtmitgliedergeschäfte, 

e) die Beteiligungen, 

f) die im Ergebnis des Berichts über die gesetzliche Prüfung zu treffenden Maßnahmen, 

g) die Einstellung in und die Entnahme aus Ergebnisrücklagen bei der Aufstellung des Jah-
resabschlusses sowie über den Vorschlag zur Verwendung des Bilanzgewinns oder zur 
Deckung des Bilanzverlustes, 

h) die Verwendung der Kapitalrücklage, 

i) die Vorbereitung gemeinsamer Vorlagen für die Generalversammlung, 

j) die Entscheidung über den Ausschluss von Mitgliedern. 

§ 29 
Gemeinsame Sitzungen von Vorstand und Aufsichtsrat 

(1) Gemeinsame Sitzungen des Vorstands und des Aufsichtsrats sollen regelmäßig abgehalten 
werden. Zulässig sind alle Formen der Abhaltung, in denen die Abhaltung einer General-
versammlung gemäß § 43b GenG zulässig ist. Die Sitzungen werden in der Regel auf Vor-
schlag des Vorstands von der/dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats einberufen. Über die 
Form der Abhaltung entscheidet der Einberufende. Die Sitzungen leitet der/die Vorsit-
zende des Aufsichtsrats oder eine für diesen Zweck bestellte Vertretung. Auf Verlangen 
des Prüfungsverbandes ist eine gemeinsame Sitzung des Vorstands und Aufsichtsrats ein-
zuberufen. 

(2) Zur Beschlussfähigkeit der gemeinsamen Sitzungen ist erforderlich, dass jedes der Organe 
für sich beschlussfähig ist. Jedes Organ beschließt getrennt mit den für seine Beschlussfas-
sungen maßgeblichen Mehrheiten. Anträge, deren Annahme nicht jedes der beiden Or-
gane ordnungsmäßig beschließt, gelten als abgelehnt. 

(3) Über die Beschlüsse der gemeinsamen Sitzungen sind von dem/der Schriftführer/-in des 
Aufsichtsrats Niederschriften anzufertigen, die von dem/der Vorsitzenden des Aufsichts-
rats, dem/der Schriftführer/in und einem Vorstandsmitglied zu unterschreiben sind. Die 
Vollständigkeit und Verfügbarkeit der Niederschriften sind sicherzustellen. 

§ 30 
Generalversammlung 

(1) Die ordentliche Generalversammlung muss in den ersten sechs Monaten eines jeden Ge-
schäftsjahres stattfinden.  
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(2) Der Vorstand hat der ordentlichen Generalversammlung den Jahresabschluss (Bilanz, Ge-
winn- und Verlustrechnung und Anhang) sowie, wenn gesetzlich gefordert, den Lagebe-
richt vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat der Generalversammlung einen eigenen Tätigkeits-
bericht vorzulegen. 

(3) Außerordentliche Generalversammlungen sind, abgesehen von den im Genossenschafts-
gesetz oder in dieser Satzung ausdrücklich bestimmten Fällen, einzuberufen, wenn es im 
Interesse der Genossenschaft erforderlich ist. Dies ist besonders dann anzunehmen, wenn 
der Prüfungsverband die Einberufung zur Besprechung des Prüfungsergebnisses oder zur 
Erörterung der Lage der Genossenschaft für notwendig hält. 

(4) Die Generalversammlung findet am Sitz der Genossenschaft als Präsenzversammlung 
statt, soweit nicht Vorstand und Aufsichtsrat einen anderen Tagungsort oder eine andere 
Form der Abhaltung der Generalversammlung nach § 43b GenG beschließen. 

(5) Eine Mitwirkung der Mitglieder an der Beschlussfassung einer in Präsenz durchzuführen-
den Generalversammlung im Wege schriftlicher oder elektronischer Kommunikation ist 
ausgeschlossen. 

§ 31 
Stimmrecht in der Generalversammlung 

(1) In der Generalversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. Das Mitglied soll sein Stimm-
recht persönlich ausüben. Investierende Mitglieder haben kein Stimmrecht in der Gene-
ralversammlung. Geschäftsunfähige oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkte Mitglieder 
sind berechtigt, neben der oder ohne die Person, durch die ihr Stimmrecht ausgeübt wird, 
an der Generalversammlung teilzunehmen. 

(2) Das Stimmrecht geschäftsunfähiger oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkter Personen 
wird durch ihre gesetzlichen Vertreter:innen (Eltern, Vormunde, rechtliche Betreuer:in-
nen) ausgeübt. Das Stimmrecht juristischer Personen wird durch ihre gesetzlichen Vertre-
ter:innen ausgeübt. Das Stimmrecht von Personengesellschaften wird durch zur Vertre-
tung berechtigte Gesellschafter:innen ausgeübt. 

(3) Mitglieder bzw. ihre gesetzlichen Vertreter:innen können schriftlich Stimmvollmacht er-
teilen. Die Erteilung von Untervollmacht sowie die Bevollmächtigung von Personen, die 
sich geschäftsmäßig zur Ausübung des Stimmrechts erbieten, sind ausgeschlossen. Bevoll-
mächtigte müssen Mitglieder in der Genossenschaft, Ehepartner:innen, eingetragene Le-
benspartner:innen, Eltern oder volljährige Kinder der stimmberechtigten Person oder zur 
Verschwiegenheit verpflichtete Angehörige eines rechts- oder steuerberatenden Berufs 
sein. 

(4) Bevollmächtigte können nicht mehr als zwei Mitglieder vertreten. Mitglieder, die neben 
ihrem eigenen Stimmrecht auch als gesetzliche Vertreter:innen das Stimmrecht eines oder 
mehrerer anderer Mitglieder ausüben, können nur von einem weiteren Mitglied zur Aus-
übung des Stimmrechtes bevollmächtigt werden.  

(5) Niemand kann für sich oder eine andere Person das Stimmrecht ausüben, wenn darüber 
Beschlüsse gefasst werden, ob sie oder das vertretene Mitglied zu entlasten oder von einer 
Verbindlichkeit zu befreien ist oder ob die Genossenschaft gegen sie/ihn oder das vertre-
tene Mitglied einen Anspruch geltend machen soll. 
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§ 32 
Einberufung der Generalversammlung 

(1) Die Generalversammlung wird in der Regel von dem/der Vorsitzenden des Aufsichtsrats 
einberufen. Das gesetzliche Recht des Vorstands auf Einberufung der Generalversamm-
lung wird dadurch nicht berührt. 

(2) Die Einberufung zur Generalversammlung erfolgt unter Bekanntgabe der Gegenstände der 
Tagesordnung in einer Mitteilung, die die Mitglieder in Textform erhalten. Zwischen dem 
Tag der Generalversammlung und dem Tag des Zugangs der Einladung muss ein Zeitraum 
von mindestens vierzehn Tagen liegen.  

(3) Die Generalversammlung muss unverzüglich einberufen werden, wenn mindestens zehn 
Prozent der Mitglieder dies in einer Eingabe in Textform unter Anführung des Zwecks und 
der Gründe vom Vorstand oder vom Aufsichtsrat verlangen. Fordern mindestens zehn Pro-
zent der Mitglieder rechtzeitig (Abs. 4 Satz 2) in gleicher Weise die Beschlussfassung über 
bestimmte, zur Zuständigkeit der Generalversammlung gehörende Gegenstände, so müs-
sen diese auf die Tagesordnung gesetzt werden. 

(4) Über die Gegenstände, deren Verhandlung nicht mindestens eine Woche vor der General-
versammlung angekündigt ist, können Beschlüsse nicht gefasst werden; hiervon sind je-
doch Beschlüsse über den Ablauf der Versammlung sowie über Anträge auf Berufung einer 
außerordentlichen Generalversammlung ausgenommen. Zu Anträgen und Verhandlungen 
ohne Beschlussfassung bedarf es der Ankündigung nicht.  

(5) Anträge über die Leitung der Versammlung sowie der in der Generalversammlung ge-
stellte Antrag auf Einberufung einer außerordentlichen Generalversammlung müssen 
nicht angekündigt werden. Über nicht oder nicht fristgerecht angekündigte Gegenstände 
können Beschlüsse gefasst werden, wenn alle Mitglieder anwesend sind und dem Verfah-
ren zustimmen. 

§ 33 
Leitung der Generalversammlung, Beschlussfassung, Wahlen 

(1) Die Leitung der Generalversammlung hat der/die Vorsitzende des Aufsichtsrats oder bei 
Verhinderung seine/ihre Stellvertretung. Sind beide verhindert, so hat ein Mitglied des 
Vorstands die Versammlung zu leiten. Die Versammlungsleitung ernennt Personen für die 
Schriftführung sowie die Stimmzählung. Personen, die Flächen der Genossenschaft ge-
meinsam mit Mitgliedern nutzen, sind grundsätzlich als Gäste mit Rederecht zur Teil-
nahme an der Generalversammlung zuzulassen. 

(2) Abstimmungen erfolgen nach Ermessen der Versammlungsleitung durch Handheben oder 
Aufstehen. Auf Antrag kann die Generalversammlung mit einfacher Mehrheit geheime 
Wahl beschließen. 

(3) Bei Beschlussfassungen werden zur Feststellung des Stimmverhältnisses nur die abgege-
benen Ja- und Nein-Stimmen gezählt; Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen werden 
nicht berücksichtigt. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

(4) Wahlen zum Vorstand und zum Aufsichtsrat erfolgen in der Generalversammlung auf-
grund von Einzelwahlvorschlägen, die in der Generalversammlung zu machen und zu de-
nen alle anwesenden oder vertretenen Mitglieder berechtigt sind. Listenvorschläge sind 
unzulässig. Alle anwesenden oder vertretenen stimmberechtigten Mitglieder haben 
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jeweils so viele Stimmen, wie Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder zu wählen sind. Er-
folgt die Wahl mit Stimmzettel, so bezeichnen die Wahlberechtigten auf ihren Stimmzet-
teln die Personen, die sie wählen wollen. Erfolgt die Wahl ohne Stimmzettel, so ist für 
jedes Mandat ein gesonderter Wahlgang erforderlich. Gewählt ist jeweils, wer die meisten 
Stimmen erhalten hat. Sind nicht mehr Kandidaten vorgeschlagen als Mandate zu beset-
zen sind, so kann gemeinsam (en bloc) abgestimmt werden, sofern dem nicht widerspro-
chen wird.  

(5) Bei Stimmengleichheit entscheidet das durch die Versammlungsleitung zu ziehende Los.  

(6) Die Gewählten haben unverzüglich gegenüber der Genossenschaft zu erklären, ob sie die 
Wahl annehmen. 

(7) Über die Beschlüsse der Generalversammlung ist eine Niederschrift gemäß § 47 GenG an-
zufertigen. Jedem Mitglied ist die Einsicht in die Niederschrift zu gestatten. Die Nieder-
schrift ist von der Genossenschaft aufzubewahren. 

§ 34 
Zuständigkeit der Generalversammlung 

(1) Der Generalversammlung ist Gelegenheit zu geben, 

a) den Bericht des Vorstands, 

b) den Bericht des Aufsichtsrats, 

c) die Berichte der Arbeitskreise und 

d) den Bericht über die gesetzliche Prüfung gemäß § 59 GenG 

zu beraten. 

(2) Ihr unterliegt die Beschlussfassung über die im Genossenschaftsgesetz und dieser Satzung 
bezeichneten Angelegenheiten; insbesondere über 

a) die Feststellung des Jahresabschlusses (Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung, An-
hang), 

b) die Verwendung des Bilanzgewinns, 

c) die Deckung des Bilanzverlustes, 

d) die Verwendung der gesetzlichen Rücklage zum Zwecke der Verlustdeckung, 

e) die Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats, 

f) die Bestellung des Vorstands, 

g) die Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern, 

h) die Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern sowie den Widerruf der Bestellung und 
die fristlose Kündigung von Vorstandsmitgliedern, 

i) die Zustimmung zu Geschäften, deren Wert 100.000 € im Einzelfall übersteigt, 

j) die Bildung von Arbeitskreisen (§ 36), 
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k) die Grundsätze über die Vergabe von Flächen der Genossenschaft einschließlich der 
Aufstellung der Verteilungsrichtlinie betreffend die Vereinbarungen über nutzungsbe-
zogene Pflichtanteile (§ 17 Abs. 4), 

l) die Grundsätze für die Vergabe von Erbbaurechten und Dauerwohnrechten, 

m) die Grundsätze für die Benutzung von Einrichtungen der Genossenschaft, 

n) die Genehmigung von Richtlinien für Gemeinschaftsleistungen, 

o) die Grundsätze für die Leistung von Selbsthilfe, 

p) Grundsätze für Vereinbarungen des Vorstands mit einzelnen Mitgliedern über die Ein-
zahlung von Geschäftsanteilen (§ 17 Abs. 3), 

q) die Verpflichtung zur Zahlung und die Bestimmung der Höhe eines Eintrittsgeldes (§ 5 
Abs. 2), 

r) die Verpflichtung zur Zahlung laufender Beiträge und den Erlass einer entsprechenden 
Beitragsordnung (§ 5 Abs. 3), 

s) die nach § 49 Genossenschaftsgesetz erforderlichen Beschränkungen, 

t) die Durchführung von Prozessen gegen im Amt befindliche und ausgeschiedene Mit-
glieder von Vorstand und Aufsichtsrat wegen ihrer Organstellung, 

u) die Wahl der Bevollmächtigten zur Vertretung der Genossenschaft in Prozessen gegen 
Aufsichtsratsmitglieder, soweit sich die Prozesse aus ihrer Tätigkeit als Aufsichtsrats-
mitglied ergeben, 

v) die Änderung dieser Satzung, 

w) die Umwandlung der Genossenschaft durch Verschmelzung, Spaltung oder Formwech-
sel, 

x) die Auflösung der Genossenschaft und die Wahl der Liquidator:innen, 

y) die Zulassung von Mitgliedern mit mehr als 1.200 Geschäftsanteilen (§ 17 Abs. 3), 

z) sonstige Gegenstände, für die die Beschlussfassung durch die Generalversammlung 
gesetzlich vorgeschrieben ist. 

§ 35 
Mehrheitserfordernisse 

(1) Die Beschlüsse der Generalversammlung werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stim-
men gefasst, soweit nicht durch Gesetz oder Satzung eine größere Mehrheit oder weitere 
Erfordernisse bestimmt sind. 

(2) Beschlüsse können nur gefasst werden, wenn mindestens ein Drittel aller Mitglieder an-
wesend oder vertreten sind. Trifft das nicht zu, so ist unter Wahrung der Einladungsfrist 
eine weitere Generalversammlung einzuberufen, die nicht später als vier Wochen nach 
der beschlussunfähigen Versammlung stattfindet und dann ohne Rücksicht auf die Zahl 
der anwesenden oder vertretenen Mitglieder Beschlüsse fassen kann. 

(3) Beschlüsse der Generalversammlung über 

a) den Widerruf der Bestellung von Vorstandsmitgliedern und die Abberufung von Auf-
sichtsratsmitgliedern, 
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b) die Änderung der Satzung, 

c) die Verpflichtung zur Zahlung eines Eintrittsgeldes (§ 5 Abs. 2) 

d) die Verpflichtung zur Zahlung laufender Beiträge und den Erlass einer entsprechenden 
Beitragsordnung (§ 5 Abs. 3), 

e) die Umwandlung der Genossenschaft durch Verschmelzung, Spaltung, Vermögens-
übertragung oder Formwechsel, 

f) die Auflösung der Genossenschaft und 

g) die Zulassung von Mitgliedern mit mehr als 1.200 Geschäftsanteilen (§ 17 Abs. 3) 

bedürfen zu ihrer Gültigkeit einer Mehrheit von vier Fünfteln der abgegebenen Stimmen. 

§ 36 
Arbeitskreise 

Die Generalversammlung kann die Bildung von Arbeitskreisen beschließen, die die weiteren 
Organe beraten. In dem Beschluss ist aufzuführen, mit welchen Fragestellungen der Arbeits-
kreis sich befasst. Die Arbeitskreise bestimmen selbst durch Geschäftsordnungen über ihre 
internen Entscheidungsstrukturen. Die Arbeitskreise berichten jährlich der Mitgliederver-
sammlung über ihre Arbeit. 

§ 37 
Soziokratie, Aufbauorganisation 

Die Mitglieder der Genossenschaft beabsichtigen, Elemente der Soziokratie für ihre Zusam-
menarbeit zu nutzen. Der Vorstand kann hierzu, nach vorheriger Zustimmung der Generalver-
sammlung, eine Leitlinie zu Aufbauorganisation und Entscheidungsstrukturen beschließen.  

§ 38 
Auskunftsrecht 

(1) Jedem Mitglied ist auf Verlangen in der Generalversammlung vom Vorstand Auskunft über 
Angelegenheiten der Genossenschaft zu geben, soweit das zur sachgemäßen Beurteilung 
des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunft hat den Grundsätzen ei-
ner gewissenhaften und getreuen Rechenschaft zu entsprechen. 

(2) Der Vorstand darf die Auskunft verweigern, soweit 

a) sie nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung geeignet ist, der Genossenschaft ei-
nen nicht unerheblichen Nachteil zuzufügen, 

b) sich der Vorstand durch die Erteilung der Auskunft strafbar machen oder er eine ge-
setzliche, satzungsgemäße oder vertragliche Geheimhaltungspflicht verletzen würde, 

c) das Auskunftsverlangen die persönlichen oder geschäftlichen Verhältnisse eines Drit-
ten betrifft und dessen Interessen an einer Geheimhaltung entgegenstehen, 

d) die Verlesung von Schriftstücken zu einer unzumutbaren Verlängerung der General-
versammlung führen würde. 

(3) Wird einem Mitglied eine Auskunft verweigert, so kann es verlangen, dass die Frage und 
der Grund, aus dem die Auskunft verweigert worden ist, in die Niederschrift aufgenom-
men werden. 
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VII. Rechnungslegung 

§ 39 
Geschäftsjahr 

(1) Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr. 

(2) Das erste Geschäftsjahr beginnt mit der Eintragung der Genossenschaft und endet am 
31.12. dieses Jahres. 

§ 40 
Vorbereitung der Beschlussfassung über den Jahresabschluss und die Gewinnverwendung 

(1) Der durch den Aufsichtsrat geprüfte Jahresabschluss (Bilanz sowie Gewinn- und Verlust-
rechnung, Anhang) und der gegebenenfalls gesetzlich erforderliche Lagebericht des Vor-
stands sind spätestens 14 Tage vor der Generalversammlung in der Geschäftsstelle der 
Genossenschaft zur Einsicht der Mitglieder auszulegen oder ihnen sonst zur Kenntnis zu 
bringen. 

(2) Der Generalversammlung ist neben dem Jahresabschluss und dem ggf. erforderlichen La-
gebericht sowie dem Bericht des Aufsichtsrats auch der Vorschlag zur Verwendung des 
Bilanzgewinns oder zur Deckung eines Bilanzverlustes zur Beschlussfassung vorzulegen. 

VIII. Rücklagen, Gewinnverteilung und Verlustdeckung 

§ 41 
Rücklagen 

(1) Es ist eine gesetzliche Rücklage zu bilden. Sie ist ausschließlich zur Deckung eines sich aus 
der Bilanz ergebenden Verlustes bestimmt. 

(2) Der gesetzlichen Rücklage sind mindestens 10 % des Jahresüberschusses abzüglich eines 
Verlustvortrages zuzuweisen, bis die gesetzliche Rücklage 50 % des Gesamtbetrages der in 
der Jahresbilanz ausgewiesenen Verbindlichkeiten erreicht hat. Die gesetzliche Rücklage 
ist bei der Aufstellung der Bilanz zu bilden. 

(3) Im Übrigen können bei der Aufstellung des Jahresabschlusses andere Ergebnisrücklagen 
gebildet werden. Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses kann der Vorstand einen Teil 
des Jahresüberschusses, höchstens jedoch die Hälfte, in eine andere Ergebnisrücklage ein-
stellen. Über deren Verwendung beschließt der Vorstand. 

(4) Werden Eintrittsgelder erhoben, so sind sie einer Kapitalrücklage zuzuweisen. Über ihre 
Verwendung beschließen Vorstand und Aufsichtsrat in gemeinsamer Sitzung (§ 28 lit. h). 
Der Generalversammlung verbleibt das Recht, sie zur Deckung von Bilanzverlusten zu ver-
wenden (§ 41).  

§ 42 
Gewinnverwendung 

(1) Über die Verwendung des Jahresüberschusses beschließt die Generalversammlung unter 
Beachtung der Vorschriften des Gesetzes und dieser Satzung. Der auf die Mitglieder ent-
fallende Jahresüberschuss wird dem Geschäftsguthaben so lange zugeschrieben, bis der 



_________________________________________________________ 
WohnWerk Alpenerstraße eG | Satzung i. d. F. v. 08.02.2026 | Seite 26 

 

Geschäftsanteil erreicht oder ein durch einen Bilanzverlust vermindertes Geschäftsgutha-
ben wieder ergänzt ist. 

§ 43 
Verlustdeckung 

Wird ein Bilanzverlust ausgewiesen, so hat die Generalversammlung über die Verlustdeckung 
zu beschließen, insbesondere darüber, in welchem Umfang der Verlust durch Verminderung 
der Geschäftsguthaben oder Heranziehung der gesetzlichen Rücklagen zu beseitigen ist. Wer-
den die Geschäftsguthaben zur Verlustdeckung herangezogen, so wird der Verlustanteil nicht 
nach den vorhandenen Geschäftsguthaben, sondern nach dem Verhältnis der satzungsmäßi-
gen Pflichtzahlungen bei Beginn des Geschäftsjahres, für das der Jahresabschluss aufgestellt 
ist, berechnet, auch wenn diese noch rückständig sind. 

IX. Bekanntmachungen 

§ 44 
Bekanntmachungen 

Die Bekanntmachungen der Genossenschaft werden, soweit gesetzlich oder in der Satzung 
nichts Abweichendes vorgeschrieben ist, auf der öffentlich zugänglichen Internetseite der Ge-
nossenschaft, der Jahresabschluss und der gesetzliche Lagebericht, sofern erforderlich, sowie 
die in § 325 HGB genannten Unterlagen werden nur im Unternehmensregister veröffentlicht. 
Bei der Bekanntmachung sind die Namen der Personen anzugeben, von denen sie ausgeht. 

X. Prüfung der Genossenschaft, Prüfungsverband 

§ 45 
Prüfung 

(1) Zwecks Feststellung der wirtschaftlichen Verhältnisse und der Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung sind die Einrichtungen, die Vermögenslage sowie die Geschäftsführung der 
Genossenschaft einschließlich der Führung der Mitgliederliste mindestens in jedem zwei-
ten Geschäftsjahr durch einen genossenschaftlichen Prüfungsverband zu prüfen. 

(2) Die Genossenschaft wird von dem Prüfungsverband geprüft, dem sie angehört. 

(3) Der Vorstand der Genossenschaft ist verpflichtet, die Prüfung sorgfältig vorzubereiten. Er 
hat den Prüfenden alle Unterlagen und geforderten Aufklärungen zu geben, die für die 
Durchführung der Prüfung benötigt werden. 

(4) Der Vorstand der Genossenschaft hat dem Prüfungsverband den durch die Generalver-
sammlung festgestellten Jahresabschluss und den ggf. erforderlichen Lagebericht unver-
züglich einzureichen. 

(5) Über das Ergebnis der Prüfung haben Vorstand und Aufsichtsrat in gemeinsamer Sitzung 
unverzüglich nach Eingang des Prüfungsberichtes zu beraten. Der Prüfungsverband ist be-
rechtigt, an der Sitzung teilzunehmen. Die Organe der Genossenschaft sind verpflichtet, 
den Beanstandungen und Auflagen des Prüfungsverbandes nachzukommen. 
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(6) Der Prüfungsverband ist berechtigt, an den Generalversammlungen der Genossenschaft 
teilzunehmen und darin jederzeit das Wort zu ergreifen. Er ist daher zu allen Generalver-
sammlungen fristgerecht einzuladen. 

XI. Auflösung und Abwicklung 

§ 46 
Auflösung 

(1) Die Genossenschaft wird aufgelöst 

a) durch Beschluss der Generalversammlung, 

b) durch Eröffnung des Insolvenzverfahrens, 

c) durch Beschluss des Gerichtes, wenn die Zahl der Mitglieder weniger als drei beträgt, 

d) durch die übrigen im Genossenschaftsgesetz genannten Fälle. 

(2) Für die Abwicklung sind die Bestimmungen des Genossenschaftsgesetzes maßgebend. 

(3) Die Verteilung des Genossenschaftsvermögens an die Mitglieder erfolgt bis zum Gesamt-
betrag ihrer Geschäftsguthaben nach den gesetzlichen Bestimmungen. 

(4) Verbleibt ein Restvermögen, so ist es im Verhältnis der Geschäftsguthaben an die Mitglie-
der zu verteilen. 


